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Vorteil Aigner im Rennen ums Bundespräsidenten-Amt
Auch in der SPD können sich viele
Abgeordnete mit der bayerischen
Landtagspräsidentin als Stein-
meier-Nachfolgerin anfreunden

V O N  R U D I  W A I S

München/Berlin Das politische Berlin
kennt Ilse Aigner nur allzu gut. 15 Jahre
vertrat sie den Wahlkreis Starnberg im
Bundestag, fünf Jahre diente sie Angela
Merkel als Agrarministerin – und doch
staunten einige Abgeordnete nicht
schlecht, als die 61-Jährige Ende Juni
das Sommerfest der Unionsfraktion be-
suchte. Knüpft da jemand dezent neue
Kontakte? Wenn sie Bundespräsidentin
werden will, kann es jedenfalls nicht
schaden, ein wenig Tuchfühlung zu de-
nen aufzunehmen, die sie wählen sol-
len. Mit 208 Abgeordneten stellen CDU
und CSU die größte Gruppe in der Bun-

desversammlung, die am 30. Januar ein
neues Staatsoberhaupt bestimmt.

Noch ist nichts offiziell, Friedrich
Merz und Markus Söder wollen ihren
Vorschlag für die Nachfolge von Frank-
Walter Steinmeier erst nach den drei
Landtagswahlen im September bekannt
geben. Mittlerweile jedoch deuten im-
mer mehr Indizien auf die Landtagsprä-
sidentin aus München hin. „Ich glaube,
sie wäre eine sehr gute Kandidatin“, hat
Söder gerade erst im Sommerinterview
des ZDF gesagt. Und auch in der SPD,
die sie ja mitwählen müsste, häufen sich
die unterstützenden Stimmen.

„Ich könnte mich mit dem Gedanken,
Ilse Aigner als Bundespräsidentin zu ha-
ben, schon anfreunden“, betont der
Nördlinger Bundestagsabgeordnete
Christoph Schmid. Noch deutlicher
wird der Vizepräsident des bayerischen
Landtages, Markus Rinderspacher: „Ilse
Aigner bringt alles mit, was eine gute
Bundespräsidentin auszeichnet: politi-

sche Erfahrung, menschliche Integrität
und ein tiefes Verständnis für unsere
parlamentarische Demokratie“, lobt er
im Tagesspiegel. Und der unterfränki-
sche Abgeordnete Bernd Rützel antwor-
tet auf die Frage, ob er sich Ilse Aigner
im Schloss Bellevue vorstellen könne, so
kurz wie klar: „Absolut.“ Zwar fallen im
Flurfunk der Union noch weitere Na-

men, etwa die von Bundestagspräsiden-
tin Julia Klöckner und Familienministe-
rin Karin Prien – über keine von ihnen
aber reden Sozialdemokraten auch nur
annähernd so freundlich wie über Ilse
Aigner. Spekulationen der Bild-Zeitung,
Merz und Söder könnten am Ende doch
einen Mann favorisieren, etwa den hes-
sischen Ministerpräsidenten Boris
Rhein, sind bisher nichts anderes als –
Spekulationen. Für Rhein spricht allen-
falls, dass er weitgehend geräuschlos
mit der SPD regiert. Thorsten Frei, der
neue Fraktionschef der Union, sieht in
der Wahl einer Frau allerdings auch kei-
nen Automatismus: „Aus meiner Sicht
muss beides möglich sein.“ Es spreche
zwar „einiges dafür, dass das Amt auch
einmal von einer Frau ausgeführt wird“.
Dies sei aber nicht unumstößlich. Kurz:
„Wir sollten da offen rangehen.“

Dass Merz und Söder erst nach den
Wahlen in Berlin, Sachsen-Anhalt und
Mecklenburg-Vorpommern Farbe be-

kennen wollen, begründen sie mit der
Zusammensetzung der Bundesver-
sammlung, die erst danach feststeht. In
ihr sitzen die 630 Abgeordneten des
Bundestages und 630 Vertreter der Län-
der. Nach Berechnungen des Informati-
onsdienstes Table Briefings haben Uni-
on und SPD dort auch ohne die drei
noch offenen Länder schon eine Mehr-
heit von 659 Stimmen. Allerdings haben
Bundesversammlungen ihre eigenen
Gesetze, wie das Beispiel von Gloria von
Thurn und Taxis zeigt, die 2004 von der
CSU als Wahlfrau nominiert wurde,
aber nicht den Kandidaten der Union,
Horst Köhler, sondern die SPD-Frau Ge-
sine Schwan gewählt haben soll.

So gesehen darf sich Ilse Aigner auch
nicht zu sicher sein. Ein Abgeordneter
der Union erinnert ihr Favoritenstatus
schon an die Konklaven im Vatikan: „Da
ist schon mancher als Papst hineinge-
gangen und als Kardinal wieder heraus-
gekommen.“

Wird Ilse Aigner aus Bayern die neue Bundes-
präsidentin? F O T O :  P E T E R  K N E F F E L ,  D P A

Nachrichten

Weniger Menschen
beantragen Asyl
Berlin Die Zahl der Asylerstanträ-
ge im Juli ist im Vergleich zum
Vorjahresmonat beinahe um die
Hälfte gesunken. Es seien 4311
Anträge gestellt worden, teilte
das Bundesinnenministerium
auf X mit. Zuvor hatte Bild darü-
ber berichtet. Im Juli 2025 waren
es 8293 Erstanträge gewesen.
Der Juli ist dabei kein Ausreißer.
Der Rückgang wird auch im Ver-
gleich des ersten Halbjahres
2026 (39.646 Erstanträge) mit
dem Vorjahreszeitraum (72.818
Erstanträge) deutlich, wie aus
Statistiken des Bundesamts für
Migration und Flüchtlinge
(Bamf) hervorgeht. Innenminis-
ter Alexander Dobrindt (CSU)
wertete den Rückgang als Erfolg
der Bundesregierung. (dpa)

Ex-Regierungssprecher
Heye ist gestorben
Berlin/Potsdam Der frühere Re-
gierungssprecher Uwe-Karsten
Heye ist tot. Der Journalist, Autor
und Gründer des Vereins „Ge-
sicht Zeigen!“ starb bereits am
vergangenen Donnerstag im
Alter von 85 Jahren, wie die
Geschäftsführerin des Vereins,
Sophia Oppermann, unter Beru-
fung auf die Familie sagte. Heye
hatte unter Bundeskanzler Ger-
hard Schröder (SPD) von 1998
bis 2002 das Presse- und Infor-
mationsamt der Bundesregie-
rung geleitet. Im Jahr 2000 grün-
dete Heye den Verein „Gesicht
zeigen“ gemeinsam mit Paul
Spiegel und Michel Friedman.
Sie wollten damit ein deutliches
Signal gegen Antisemitismus
und Rechtsextremismus in
Deutschland setzen. (dpa)

Wurde 85 Jahre alt: Uwe-Karsten
Heye. F O T O :  C .  S O E D E R ,  D P A

Angriff auf 13-Jährigen
beim Plakatieren für AfD
Magdeburg Beim Anbringen von
Wahlplakaten ist ein 13-jähriger
Junge in Magdeburg von einem
Mann ins Gesicht geschlagen
und leicht verletzt worden. Wie
ein Polizeisprecher auf Anfrage
mitteilte, hatte der Teenager mit
seinem Vater Plakate der AfD
aufgehängt. Der 13-Jährige sei
am Montag unterwegs gewesen,
als ein Mann die Aktion gestört
und sich aggressiv geäußert
habe. Als der Junge versucht
habe, den Streit zu schlichten,
sei er von dem Mann mit der
Faust geschlagen worden, hieß
es von der Polizei. Der Angreifer
flüchtete mit dem Fahrrad. (dpa)

Frei schließt
Kompromiss bei
Frührente aus
Berlin Unionsfraktionschef Thorsten
Frei sieht keinen Spielraum für Nach-
besserungen am Rentenpaket wegen
der um sich greifenden Kritik an der ge-
planten Abschaffung der abschlagsfrei-
en Rente nach 45 Beitragsjahren. „Nein,
diesen Verhandlungsspielraum sehe ich
wirklich nicht“, sagte der CDU-Politiker
dem Nachrichtensender Welt TV. Im In-
terview betonte Frei mit Blick auf die
Rentenkommission: „Wir haben uns da-
rauf geeinigt, dass die Vorschläge voll-
ständig umgesetzt werden. Diese Zusa-
ge werden wir einhalten. Das gilt auch
für die Abschaffung der Rente mit 63.“

Die Abschaffung der abschlagsfreien
Rente nach 45 Beitragsjahren ist Teil ei-
nes umfassenden Vorschlags einer
Kommission zur Zukunft der Alterssi-
cherung, den die Spitzen der Koalition
eins zu eins umsetzen wollen. Tatsäch-
lich gilt derzeit, dass dies nach 45 Bei-
tragsjahren mit 64,5 Jahren möglich ist.
Ursprünglich begann das Modell mit 63,
deshalb ist es landläufig als „Rente mit
63“ bekannt. Im von SPD-Chefin Bärbel
Bas geleiteten Sozialministerium wird
an der Rentenreform gearbeitet.

Sieben der 16 Ministerpräsidenten
sind mittlerweile gegen die geplante Ab-
schaffung der Frühverrentung, darunter
die fünf ostdeutschen Regierungschefs
Manuela Schwesig aus Mecklenburg-

Vorpommern (SPD),
Michael Kretschmer
(CDU/Sachsen), Mario
Voigt (CDU/Thürin-
gen) und Sven Schulze
(CDU/Sachsen-An-
halt) sowie Dietmar
Woidke (SPD/Bran-
denburg).

Auch Saarlands Re-
gierungschefin Anke Rehlinger, die
auch SPD-Bundesvize ist, sowie Bre-
mens Regierungschef Andreas Boven-
schulte (SPD) möchten an der „Rente
mit 63“ festhalten. Rehlinger sagte im
ZDF-„heute journal“, bei den Kommis-
sionsvorschlägen gebe es an dieser Stel-
le eine „große Ungerechtigkeit“. Es wäre
ein normaler Vorgang, im parlamentari-
schen Verfahren etwas zu ändern, ohne
das Paket in Gänze aufzuschnüren.

Auch Schulze machte bei einem Ter-
min in Dessau-Roßlau deutlich, die Kri-
tik richte sich nicht gegen das ganze Pa-
ket. Es sei aber notwendig und müsse
erlaubt sein, auf die speziellen ostdeut-
schen Belange hinzuweisen.

Angst vor der Altersarmut
Bundestagsvizepräsident Bodo Rame-
low entgegnete der Debatte im
rbb24-Inforadio: „Es wäre mir lieber, wir
würden ganz entscheidend mal darüber
reden, dass es um Altersarmut geht.“ Als
Linker würde er das Konzept danach be-
urteilen, ob es Sicherheit vor Altersar-
mut schaffe. Bei diesem Aspekt habe die
Rentenkommission die Ziele nicht er-
reicht. Er würde weniger über die „Ren-
te mit 63“ diskutieren. „Das zentrale
Thema heißt Altersarmut.“ Armut ma-
che den Menschen Angst. Diese Angst
vor der Zukunft triggere den größten
Teil der Gesellschaft, sagte Ramelow mit
Blick auf aktuelle Wahlumfragen. (dpa;
Foto: Sebastian Gollnow, dpa)

Thorsten Frei

Die großen Baustellen
des Carsten Linnemann
➤ Der CDU-Mann übernimmt das Gesundheitsministerium
➤ Vor ihm liegen noch nie dagewesene Umwälzungen
➤ Auch aus den eigenen Reihen kommt Widerstand

V O N  J O N A T H A N  L I N D E N M A I E R

Berlin Carsten Linnemann dürfte sich
Nina Warken zum Vorbild nehmen. Mit
seiner Vorgängerin im Gesundheitsmi-
nisterium hat er einiges gemein. Beide
hatten so gut wie nichts mit Gesund-
heitspolitik zu tun, bevor sie das Minis-
terium übernahmen. Und: Bei ihrer Er-
nennung in das Amt hatten sie die glei-
che Zahl an Tagen in Regierungsverant-
wortung in ihrem Lebenslauf – nämlich
null. Warken hat aber bewiesen, dass
das kein Nachteil sein muss. Durchset-
zungsstärke und Organisationstalent at-
testiert man ihr auch außerhalb der Uni-
on. Bei der Amtsübergabe überreichte
sie ihrem Nachfolger einen Werkzeug-
kasten – das Gesundheitssystem sei ja
eine Dauerbaustelle. Die Herausforde-
rungen sind tatsächlich gewaltig.

Die größte ist wohl die Pflegereform.
Gegen die Pläne, die unter anderem
strengere Kriterien für Pflegegrade und
Kürzungen bei Rentenbeiträgen für
pflegende Angehörige vorsehen, gibt es
Widerstand – auch aus der Union.

Appelle zur Pflegereform
Jüngst etwa von den CDU-Ministerprä-
sidenten in Ostdeutschland. Mario
Voigt, Sven Schulze und Michael
Kretschmer hatten mit einem gemein-
samen Papier eine Debatte um das Ende
der Frühverrentung losgetreten. Enthal-
ten sind darin aber auch Appelle zur
Pflegereform. So fordern sie eine Rege-
lung für die Eigenanteile, „die die indivi-
duelle Leistungsfähigkeit berücksich-
tigt“. Sprich: Es braucht mehr Hilfe für
die, die sich die höheren Kosten nicht
leisten können. Außerdem erwarten sie
eine Stärkung der häuslichen Pflege und

appellieren, versicherungsfremde Leis-
tungen sollten aus Steuermitteln be-
zahlt werden. „Das gilt für die Renten-
versicherungsbeiträge pflegender Ange-
höriger, für die Ausbildungskosten in
der Pflege und für die medizinische Be-
handlungspflege.“

Besondere Lage im Osten
Den Vorstoß begründen die drei Män-
ner mit den Gegebenheiten im Osten:
„In unseren Ländern treffen hohe Pfle-
gequoten auf niedrige Alterseinkom-
men.“ Dadurch seien auch die Kosten
für die ostdeutschen Kommunen höher,
weil die die „Hilfe zur Pflege“ tragen –
eine Sozialhilfeleistung für Menschen,
die sich den Eigenanteil nicht leisten
können. So, wie der Referentenentwurf
im Moment vorliegt, wird Linnemann
Schwierigkeiten haben, ihn durch den
Bundesrat zu bringen. „Diesem Weg
werden wir nicht zustimmen“, heißt es
von den Ministerpräsidenten.

„Es gibt noch viel Gesprächsbedarf“,
sagt auch Sachsens Gesundheitsminis-
terin Petra Köpping (SPD) unserer Re-
daktion. „Insgesamt brauchen wir eine
nachhaltige, stabile und gerechte Fi-
nanzierung der Pflege. Dies löst der Ent-
wurf der Bundesministerin bisher nicht
ein.“ Sollten die geforderten Punkte
nicht überarbeitet werden, werde man
sich „Bundesratsverfahren engagieren“,
heißt es aus dem Ministerium.

Verständnis für die Forderungen
kommt von der CSU. „Die Kritik der ost-
deutschen Ministerpräsidenten an den
steigenden Heimkosten ist nachvoll-
ziehbar“, sagt die CSU-Bundestagsab-
geordnete und Pflegepolitikerin Emmi
Zeulner unserer Redaktion. „Die größte
Herausforderung, aber gleichzeitig

auch eine riesige Chance für Carsten
Linnemann wird sein, die Reform als
Gesamtprojekt zu denken.“ Die Ge-
sundheitsversorgung müsse mit der Fa-
milienpolitik, der Rente und der Sozial-
hilfe zusammengedacht werden. Kon-
kret deutlich werde das bei Hilfe zur
Pflege. Die müsse man gemeinsam mit
einer Heimkostenregelung zukunftsfest
machen. „Solange braucht es eine trag-
fähige Übergangslösung.“ Nachbesse-
rungsbedarf gebe es auch „bei der Kür-
zung der Rentenbeiträge von pflegen-
den Angehörigen, Kurzzeitpflege und
der pflegerischen Notfallversorgung, die
so wie vorgelegt zu kurz gedacht sind
und nicht funktionieren werden“.

Aber die Pflege ist nicht die einzige
Großbaustelle für Linnemann. Im
Herbst steht der Gesundheitsminister
vor weiteren Strukturreformen. Erwar-
tungen hatte Linnemann etwa geweckt,
als er noch als Generalsekretär forderte,
die Zahl der Krankenkassen zu reduzie-
ren – von 93 auf zehn. Der Handlungs-
bedarf ist zuletzt noch größer geworden.
Warken hatte den Ländern für die Kran-
kenhäuser 550 Millionen Euro zugesagt
– die müssen anderswo gespart werden.

Vom Hausarzt zum Facharzt
Und noch an einer anderen Stelle hat
Linnemann zuletzt den Druck erhöht.
In den nächsten Wochen soll ein Ge-
setzentwurf zum Primärarztgesetz ste-
hen. Damit soll geregelt werden, dass
Menschen erst beim Hausarzt unter-
sucht und dann zu Fachärzten delegiert
werden. Im Einigungspapier des Koali-
tionsausschusses, der kürzlich zu den
Reformen tagte, versprach die Koalition,
im Rahmen der Umsetzung auch eine
„Termingarantie Fachärzte“ einzufüh-
ren. Linnemann hat als Mitglied des
Ausschusses selbst darüber verhandelt.
Wie diese Garantie aussehen soll, damit
das wirklich funktioniert? Unklar. Den
Werkzeugkasten kann Linnemann je-
denfalls gut brauchen.

Carsten Linnemann sieht in seinem neuen Amt herausfordernden Zeiten entgegen. F O T O :  M I C H A E L  K A P P E L E R ,  D P A
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Angst vor der Altersarmut

Bundestagsvizepräsident Bodo Rame-

low entgegnete der Debatte im

rbb24-Inforadio: „Es wäre mir lieber, wir

würden ganz entscheidend mal darüber

reden, dass es um Altersarmut geht.“ Als

Linker würde er das Konzept danach be-

urteilen, ob es Sicherheit vor Altersar-

mut schaffe. Bei diesem Aspekt habe die

Rentenkommission die Ziele nicht er-

reicht. Er würde weniger über die „Ren-

te mit 63“ diskutieren. „Das zentrale

Thema heißt Altersarmut.“ Armut ma-

che den Menschen Angst. Diese Angst


